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SCHRIFTLICHE ANFRAGE P-0157/04
von Catherine Guy-Quint (PSE)
an die Kommission

Betrifft:Städtepartnerschaften mit Bulgarien und Rumänien

Hiermit sei auf die Bestimmungen für 2004 in Bezug auf die künftigen Städtepartnerschaften 
zwischen den Ländern der Europäischen Union und den Bewerberländern hingewiesen. Ich konnte in 
der Tat feststellen, dass die Städtepartnerschaften mit Rumänien und Bulgarien von den in der 
Aufforderung Nr. 64/03 der Generaldirektion Bildung und Kultur zur Einreichung von Vorschlägen 
beschriebenen Auswahlverfahren ausgeschlossen sind. In den Dokumenten im Rahmen der in der 
institutionellen Arbeit, die der Veröffentlichung der Ausschreibung vorangegangen ist, ist jedoch an 
keiner Stelle eine solche Einschränkung zu finden. Meine Frage betrifft daher sowohl die 
Rechtsgültigkeit einer solchen Auslegung, als auch die politische Relevanz der Tatsache, dass diese 
Länder für Gemeinschaftssubventionen für Städtepartnerschaften nicht in Frage kommen.

Um das Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung einer aktiven europäischen Bürgerschaft 
(Bürgerbeteiligung) mit der offiziellen Rechtsgrundlage auszustatten, die im Rahmen der neuen 
Finanzordnung von 2002 für Gemeinschaftssubventionen notwendig ist, und im Anschluss an die 
Verteilung des Vorschlags der Europäischen Kommission (KOM/2003/0276) und des Berichts des 
Europäischen Parlaments A5-0368/2003 hat das Parlament am 20. November 2003 eine 
Stellungnahme zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates abgegeben. In dem Bericht findet 
sich jedoch an keiner Stelle ein Bezug auf eine eventuelle Einschränkung der Städtepartnerschaften 
mit den Bewerberländern, deren Beitritt für 2004 gebilligt wurde. Im Gegenteil, es wird der 
Standpunkt vertreten, dass "im Zuge der Erweiterung der Europäischen Union ist gegenüber dem 
Volumen des Jahres 2003 eine deutliche Anhebung der Mittel zugunsten von Städtepartnerschaften 
erforderlich" ist.

Politisch gesehen erscheint es mit im Übrigen relevant, auf den Nutzen der Unterstützung von 
Maßnahmen zugunsten von Städtepartnerschaften zur Förderung einer aktiven europäischen 
Bürgerschaft hinzuweisen. Im aktuellen Kontext des Geltungsbereich der europäischen Bürgerschaft 
auf die neu hinzukommenden Länder, sollte die Anwendung dieser Maßnahmen allen Staaten 
unterschiedslos zu gute kommen. Als Beleg sei auf die äußerst hohe Zahl der Städtepartnerschaften in 
diesen Ländern verwiesen. Rumänien hat beispielsweise an über 230 seit 1990 von der Europäischen 
Kommission subventionierten Maßnahmen für Städtepartnerschaften teilgenommen, das entspricht 
einem weit höheren Durchschnitt als die anderen Mitgliedstaaten (Quelle: Generaldirektion Bildung 
und Kultur). Weshalb sollte man in diesem Fall die Kontinuität dessen brechen , was seit Jahren in 
Bezug auf Wissen, Erfahrungsaustausch und daher in Bezug auf die Schaffung einer europäischen 
Bürgerschaft, die notwendig ist für diese Länder, die der Europäischen Union beitreten sollen, 
stattfindet?

In diesem Zusammenhang möchte ich auf die Worte von Frau Reding anlässliche der Feier im 
Zusammenhang mit den "Goldenen Sternen der Städtepartnerschaften" am 14. Mai 2003 verweisen. 
Frau Reding erklärte, die europäische Integration (auf lokaler Ebene) hätte ohne die Anstrengungen 
und den guten Willen der Menschen, die ihre Zeit für die Schaffung von Partnerschaften mit den 
Bürgern und Organisationen anderer Städte und Gemeinden im gesamten Europa aufwenden, nicht 
solche Fortschritte erzielen können. Von zehn Preisträgern handelte es sich bei drei Projekte um 
Initiativen aus den Bewerberländern. Aus all diesen Gründen möchte ich wissen, weshalb und anhand 
welcher Rechtsgrundlagen die Kommission zwischen den Bewerberländern unterscheidet, bei einer 
Maßnahme, die allen zu gute kommt, und deren Erfolg nicht mehr nachgewiesen werden muss.


